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1. Antragstext 

B 1.1.1 Haushaltgleichgewicht wieder herstellen und Handlungsspielraum zurück ge-

winnen 

Änderung letzter Satz: 

„Die staatlichen Strukturen sind zu überprüfen, um die Leistungsfähigkeit zu verbessern.“ 

2. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und 
nimmt davon Kenntnis. § 15 Gesetz über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung sieht wei-
ter vor, dass der Regierungsrat den Legislaturplan erstellt und diesen dem Kantonsrat zur 
Kenntnisnahme unterbreitet. Der Legislaturplan ist damit als politisches Führungsinstrument des 
Regierungsrates konzipiert. Er setzt darin die Schwerpunkte seiner Politik und bestimmt, welche 
Ziele mit welchen Mitteln und in welchen Fristen erreicht werden sollen. Nach Artikel 73 Absatz 
2 Kantonsverfassung kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den Regierungsrat zur 
Entwicklung einer Staatsaufgabe in bestimmter Richtung beauftragen. Der vorliegende Pla-
nungsbeschluss zielt jedoch nicht darauf, einen eigenen Schwerpunkt zur Legislaturplanung zu 
setzen, sondern fordert eine textliche Änderung der Erläuterungen des Handlungszieles  im ver-
abschiedeten Legislaturplan. Den vorliegenden Planungsbeschluss beurteilen wir damit als unzu-
lässig und würden diesen im Falle einer Überweisung als nicht verbindlich erachten. 

Im Massnahmenplan 2014, den wir am 9. Dezember 2013 zuhanden des Kantonsrates verab-
schiedet haben, haben wir im Übrigen das Handlungsziel - Erarbeitung eines Massnahmenpa-
ketes im Umfang von 150 Mio. Franken– zusätzlich wie folgt umschrieben: „Die staatlichen 
Strukturen sind zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen, um die Leistungsfähigkeit der staatli-
chen Institutionen zu verbessern und zu stärken.“ Unsere Formulierung weicht damit nur unwe-
sentlich vom geforderten Text ab und erscheint uns zudem präziser. 

3. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 
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